
machung auf öffentlichen Straßen ist dagegen keine 
Zivilrechtliche Tätigkeit, gleichgültig, ob es sich um die 
prognostische oder perspektivische Planung, die Staat­
liche Bauaufsicht öder um Maßnahmen der praktischen 
Durchführung handelt. Zwar hat der Gesetzgeber in 
der VO über das Straßenwesen die Maßnahmen der 
Bauaufsicht, die Kontrolle der finanziellen Mittel usw. 
in й 12 zusammengefaßt und in § 11 die Aufgaben näher 
umschrieben, die u. a. die praktische Durchführung be­
treffen. Er hat aber sowohl in § 11 als auch in § 12 die­
ser VO gesagt, daß nicht nur die Planung und Finan­
zierung, sondern auch die Durchsetzung aller Maßnah­
men Straßen V e r w a l t u n g  ist. Er hat also insoweit 
z. B. nicht zwischen der Planung und der praktischen 
Durchsetzung unterschieden.
Demnach ist für alle Maßnahmen dieser Art der Rechts­
weg unzulässig, da es sich nicht um zivilrechtliche Re­
gelungen handelt. Dabei spielt es keine Rolle, ob ein 
Staatsorgan tätig wird oder ein Betrieb, der nach dem 
Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsführung arbeitet.

Familienrecht

§§19, 22 FGB; OG-Rlchtlinie Nr. 18.
Auch ein zeitweilig in bescheidenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen lebender nichterziehungsberechtigter El­
ternteil (hier: ein Student, der den Mindeststipendien­
satz erhält) muß — ggf. unter zumutbarer Begrenzung 
seiner persönlichen Bedürfnisse — zumindest in be­
schränktem Umfang zum Unterhalt seiner Kinder bei­
tragen.
Der von einem Studenten entsprechend der Höhe seines 
Stipendiums zu gewährende Unterhaltsbetrag kann 
allerdings nur geringfügig sein. Höhere Unterhalts­
beträge können weder mit der Begründung, der Stu­
dent erhalte weitere soziale Vergünstigungen (z. B. Ge­
meinschaftsverpflegung und Unterkunft gegen geringes 
Entgelt), noch mit dem Hinweis, er könne einer Neben­
beschäftigung nachgehen, festgelegt werden.
OG, Urt. vom 14. Mai 1970 - 1 ZzF 3/70.

Die Ehe der Parteien wurde geschieden. Das Erzie­
hungsrecht für die beiden Kinder wurde der Verklagten 
übertragen. Der Kläger wurde verurteilt, an jedes Kind 
monatlich Unterhalt zu zahlen. Die Unterhaltsbemes­
sung erfolgte auf der Grundlage eines Nettoeinkom­
mens des Klägers von monatlich 500 M.
Seit dem 1. September 1969 ist der Kläger Direktstu­
dent. Er bezieht ein Stipendium von monatlich 160 M. 
Weitere Einkünfte oder Ersparnisse hat er seinen eige­
nen Einlassungen zufolge nicht.
Der Kläger reichte Abänderungsklage ein und bean­
tragte, den Unterhalt ab 1. September 1969 auf monat­
lich 10 M für jedes Kind herabzusetzen.
Die Verklagte beantragte, die Klage abzuweisen, soweit 
eine Herabsetzung des Unterhalts auf weniger als 20 M 
je Kind begehrt wird.
Das Kreisgericht hat die frühere Entscheidung abge­
ändert und den Kläger verurteilt, ab 1. September 1969 
an Stelle der bis dahin gezahlten 65 M nur noch 20 M 
monatlich für jedes Kind zu zahlen. Die Festsetzung auf 
20 M wurde damit begründet, daß der Kläger als Stu­
dent wesentliche soziale Vergünstigungen genieße, nur 
einen geringfügigen Mietzins zu zahlen habe und wei­
tere Einkünfte durch eine Nebenbeschäftigung erzielen 
könne.
Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts. Er hatte Erfolg.

A u s d e n G r ü n d e n :
Das Kreisgericht ist bei der zu Recht erfolgten Ände­
rung der Unterhaltsregelung vom 8. Mai 1969 zutreffend

davon ausgegangen, daß der Kläger nicht als gänzlich 
leistungsunfähig angesehen werden kann. Allerdings 
hat es die Unterhaltsbeträge für die Zeit ab 1. Septem­
ber 1969 zu hoch bemessen. Es hätte bedenken müssen, 
daß die Studenten, um ihr Studium frei von wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten erfolgreich gestalten zu können, 
auf die Stipendien zur Befriedigung ihrer persönlichen 
Bedürfnisse und zur Bestreitung sonstiger mit dem 
Studium zusammenhängender Ausgaben angewiesen 
sind. Die Stipendien müssen also, soll die Durchführung 
des Studiums nicht erschwert werden, den Studenten in 
der Regel völlig und in begründeten Ausnahmefällen 
im wesentlichen verbleiben. Das muß vor allem der 
Fall sein, wenn sie den Mindestsätzen entsprechen und 
nicht noch zusätzliche Leistungs- oder Zusatzbeträge 
gewährt werden.
Wenn der Kläger bei einem Stipendium von monatlich 
160 M, das dem Mindestbetrag entspricht, nicht im vol­
lem Umfange von der Unterhaltsverpflichtung befreit 
werden kann, was er auch nicht beantragt hat, so liegt 
dies daran, daß auch ein zeitweilig in bescheidenen 
wirtschaftlichen Verhältnissen lebender nicht erzie- 
hungsberechtigter Elternteil — ggf. unter zumutbarer 
Begrenzung seiner persönlichen Bedürfnisse — zumin­
dest in beschränktem Umfang zum Unterhalt seiner 
Kinder beitragen muß. Immerhin obliegt die Betreu­
ung, Erziehung und Pflege der Kinder voll und ganz der 
berufstätigen Verklagten, die darüber hinaus auch noch 
den Hauptteil der finanziellen Ausgaben zu bestreiten 
hat, die zur Befriedigung angemessener persönlicher 
Bedürfnisse der Kinder erforderlich sind. Der nicht- 
erziehungsberechtigte Kläger, der mit 24 Jahren als Va­
ter von zwei Kindern ein Direktstudium aufgenommen 
hat, muß mithin einen Teil seiner Einkünfte den Kin­
dern zu Verfügung stellen.
Der den Kindern zur Verfügung zu stellende Betrag 
kann allerdings bei einem Stipendium von 160 M nur 
geringfügig sein. Er darf unter Berücksichtigung aller 
Umstände die Gesamtsumme von 20 M monatlich nicht 
übersteigen. Eine weitere Beschränkung der Einkünfte 
des Klägers würde das erfolgreiche Absolvieren seines 
Studiums unzumutbar erschweren. Sie kann auch nicht, 
wie dies vom Kreisgericht geschehen ist, deshalb be­
jaht werden, weil der Kläger — wie alle Studenten der 
Deutschen Demokratischen Repubik — weitere soziale 
Vergünstigungen erhält. Eine solche Auffassung läßt 
außer acht, daß die Stipendiensätze unter Berücksichti­
gung der sonstigen sozialen Vergünstigungen festgelegt 
worden sind. Die Stipendien ermöglichen den Studenten 
unter diesen Bedingungen die Absolvierung ihres Stu­
diums ohne wirtschaftliche Schwierigkeiten. Es war 
deshalb unzulässig, unter Berufung auf sonstige soziale 
Vergünstigungen eine weitere Kürzung der Einkünfte 
des Klägers vorzunehmen. Sein Stipendium ist so be­
messen, daß er bei lediglich geringen Ausgaben für 
Gemeinschaftsverpflegung und Unterkunft angemes­
sene persönliche Bedürfnisse befriedigen kann. Bei 
einer größeren Schmälerung der Einkünfte des Klägers 
wäre dies nicht mehr hinreichend gesichert.
Es war auch nicht angängig, den Kläger auf eine Ne­
benbeschäftigung zu verweisen. Wie von jedem Studen­
ten, so wird auch von ihm erwartet, daß er während 
der Zeit des Direktstudiums seine volle Kraft dem Stu­
dium widmet, um dies in der vorgesehenen Zeit mit 
den ihm möglichen besten Ergebnissen zu absolvieren. 
Diese letztlich auch im Interesse der Kinder liegende 
Erwartung darf nicht durch eine Verweisung auf eine 
Nebenbeschäftigung in Frage gestellt werden.
In diesem Zusammenhang-sei noch darauf hingewiesen, 
daß Eltemteile, die ihren Kindern gegenüber unter­
haltsverpflichtet sind, vor Aufnahme eines Direktstudi­
ums gewissenhaft prüfen sollten, ob die vorgesehene 
Qualifizierung nicht auch durch ein Fernstudium er-
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